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L�nderreporte

Dr. Christina Griebeler, M.I.C.L., Rechtsanw�ltin/Advokat (Schweden), und Philipp Uhl,
Rechtsreferendar, beide Frankfurt a.M.

L�nderreport Schweden
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Die Sozialdemokraten um den bisherigen Ministerpr�siden-
ten Stefan L�fvenwurden bei derWahl am 9. 9. 2018 zwar die
st�rkste Kraft im schwedischen Reichstag. Da L�fven jedoch
bei der Parlamentsabstimmung Ende September keine aus-
reichende Unterst�tzung erreichen konnte, hat der Reichs-
tagspr�sident (talmannen) ihn und die �brigen Regierungs-
mitglieder noch am selben Tag von ihren �mtern entbunden,
und L�fven f�hrte die Regierungsgesch�fte zun�chst mit der
alten Regierung kommissarisch weiter (vgl. Griebeler/Gott,
RIW2018, 747, 751).Nachdem er sichmit denLiberalen (Li-
beralerna) und der Zentrumspartei (Centerpartiet) im sog.
73-Punkte-Programm (73-punktsprogrammet) auf sachpoli-
tischer Ebene verst�ndigen konnte, erhielt Stefan L�fven bei
einerAbstimmungam18. 1. 2019mitUnterst�tzung derZen-
trumspartei, der Liberalen, der Linken (V�nsterpartiet), der
Gr�nen (Milj�partiet) und seiner eigenen sozialdemokrati-
schen Partei (Socialdemokraterna) schließlich entgegen den
Voten der Christdemokraten (Kristdemokraterna) und der
Moderaten (Moderaterna) sowie der rechtspopulistischen
Schwedendemokraten (Sverigedemokraterna) gen�gend
Stimmen und wurde wieder zum Ministerpr�sidenten
ernannt. Seine neue Minderheitsregierung besteht aus
23 Ministern, von denen 18 Sozialdemokraten sind und f�nf
aus denReihen derGr�nen kommen.

Der global zu beobachtende wirtschaftliche Abschwung
machte sich 2019 auch in Schweden bemerkbar. Dies zeigte
sich u.a. im Wohnungsbaumarkt, der sich in diesem Jahr
schw�cher entwickelte und der in den letzten Jahren ein we-
sentlicher Faktor f�r die gute schwedische Wirtschaftsent-
wicklung war. Ein anderer Aspekt, der sich u.a. deutlich auf
die Investitionsfreudigkeit schwedischer Unternehmen aus-
wirkt, ist die Unsicherheit, die mit dem anstehenden Brexit
einhergeht. Großbritannien ist ein wichtiger Handelspartner
Schwedens, aber angesichts der unklaren Entwicklung, nicht
zuletzt in Zoll- und Steuerfragen, wurden Investitionspro-
jekte in Großbritannien vielfach vorl�ufig auf Eis gelegt.

Aufgrund des Nachfrager�ckgangs in verschiedenen Berei-
chen der Industrie – nicht zuletzt in der Automobilbranche
einschließlich der Zuliefererindustrie – haben schwedische
Unternehmen ihre Produktion zur�ckgefahren oder planen,
dies kurzfristig zu tun. Dies hat zwangsl�ufig auch Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt. W�hrend die Arbeitslosigkeit
in Schweden 2018 im Vergleich zum Vorjahr um 0,4% auf
6,3% gefallen ist, lag die Arbeitslosenquote im August 2019
bei 7,1% und damit deutlich �ber beiden Vorjahreswerten
und einen ganzen Prozentpunkt h�her als im August 2018.
Angesichts der erwarteten Konjunkturentwicklung ist nicht
damit zu rechnen, dass sich der Arbeitsmarkt in den verblei-
benden Monaten des Jahres wieder erholt.

Die Inflation lag im Juli 2019 bei 1,5% und damit unter dem
von der schwedischen Reichsbank (Riksbanken) angestreb-
ten Zielwert von 2%. Insgesamt wird f�r den wirtschaft-
lichen Abschwung auch die weiterhin schwache schwedi-
sche Krone verantwortlich gemacht: F�r 1 Euro erh�lt man
derzeit etwa 10 Kronen (SEK). Damit ist die Krone so
schwach wie seit 17 Jahren (2002) nicht mehr.

II. Entwicklungen in einzelnen Rechtsgebieten
von Oktober 2018 bis September 2019

1. Arbeitsrecht

Das schwedische Arbeitsgericht (Arbetsdomstolen) hat am
19. 12. 2018 (Az.: AD 2018 nr 77) klargestellt, dass ein Ar-
beitgeber, der die Kosten f�r die Fortbildung eines Arbeit-
nehmers �bernommen hat, im Falle einer K�ndigung des Ar-
beitnehmers diese Kosten nur dann von dem Arbeitnehmer
erstattet bekommen kann, wennArbeitnehmer undArbeitge-
ber dies zuvor schriftlich vereinbart haben. Nach der Ent-
scheidung des Arbeitsgerichts muss dabei f�r den Arbeitneh-
mer unmissverst�ndlich erkennbar sein, wann er welche
Fortbildungskosten zu tragen hat. F�r Arbeitgeber in Schwe-
den hat diese Entscheidung insoweit Bedeutung, als nunmehr
klargestellt ist, dass eine solche R�ckzahlungsvereinbarung,
die auch in Deutschland nicht un�blich ist, im Grundsatz zu-
l�ssig ist. Allerdings ist darauf zu achten, dass die Vereinba-
rung mit dem Arbeitnehmer vor Antritt der Fortbildungs-
maßnahme schriftlich festgehalten wird und dass sie insge-
samt angemessene Regelungen enth�lt, insbesondere auch
hinsichtlich der Bindungsdauer des Arbeitnehmers.

Traditionell spielen die Gewerkschaften und damit auch Ar-
beitsk�mpfe in Schweden eine bedeutend gr�ßereRolle als in
Deutschland. Am 1. 8. 2019 trat durch eine �nderung des
schwedischen Gesetzes �ber dieMitbestimmung imArbeits-
leben (Lag (1976:580) om medbest�mmande i arbetslivet,
MBL) eine erweiterte Friedenspflicht an Arbeitspl�tzen, f�r
die ein Tarifvertrag gilt, in Kraft. Die neuen Regelungen stel-
len u.a. klar, dass Arbeitsk�mpfe auf Arbeitnehmerseite nur
zur Durchsetzung solcher Forderungen eingesetzt werden
d�rfen, �ber die die Tarifparteien bereits verhandelt haben.
Fernermuss die zust�ndigeGewerkschaft einen entsprechen-
den Beschluss �ber den jeweiligen Arbeitskampf gefasst ha-
ben. Im �brigen wird durch die Neuregelungen klargestellt,
dass es weder f�r Arbeitgeber noch f�r Arbeitnehmer zul�s-
sig ist, anArbeitsk�mpfen teilzunehmen, um die andere Seite
in einem laufendenRechtsstreit unterDruck zu setzen.

Nach wie vor ist der schwedische Staat darum bem�ht, Neu-
ank�mmlinge in das Arbeitsleben zu integrieren und die Ar-
beitslosigkeit unter Jugendlichen und Langzeitarbeitslosen
zu verringern (vgl. dazu bereits Griebeler/Gott, RIW 2018,
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747, 748). Am 1. 8. 2019 trat zur F�rderung dieses Ziels eine
weitere Verordnung in Kraft, die insbesondere Neuank�mm-
lingen und Langzeitarbeitslosen in Schweden den (Wieder-)
Einstieg ins Berufsleben erleichtern soll (F�rordningen
(2018:43) om st�d f�r nystartsjobb). Dazu sieht die Verord-
nung vor, dass sich die Sozialabgaben f�r solche Arbeitneh-
mer an dem branchen�blichen Tariflohn orientieren und
keine sonstigen Sozialabgaben zu zahlen sind. Diese Er-
leichterungen (anst�llningsf�rm�ner) sollen Arbeitgebern
einen Anreiz setzen, Neuank�mmlinge und Langzeitarbeits-
lose anzustellen. Ebenfalls zum 1. 8. 2019 trat eine Rege-
lung zur F�rderung der Anstellung von jungen Menschen
zwischen 15 und 18 Jahren in Kraft: Sofern das Gehalt f�r
einen solchen jungen Arbeitnehmer 25000 SEK im Monat
nicht �bersteigt, sind auf den Monatslohn weder Lohnsteuer
noch Sozialabgaben (mit Ausnahme des Beitrags zur Ren-
tenversicherung in H�he von 10,21%) zu zahlen. Gleiches
gilt f�r Ein-Mann-Betriebe, die ihren ersten Arbeitnehmer
anstellen. Hier wurde die Steuererleichterung von bisher 12
auf 24Monate ausgeweitet.

Im Krankheitsfall eines Arbeitnehmers gab es in Schweden
bisher den sog. Karenztag (karensdagen). War ein Arbeit-
nehmer krank, musste ihm der Arbeitgeber f�r den ersten
Krankheitstag kein Krankengeld (sjukl�n) zahlen, sondern
dieses fiel erst ab dem zweiten Tag an. Dies f�hrte dazu, dass
Arbeitnehmer mit Stundenverg�tung und unregelm�ßigen
Arbeitszeiten, wenn ihr erster Krankheitstag auf einen lan-
gen Arbeitstag fiel, am Ende des Monats relativ gesehen we-
niger Lohn erhielten als Arbeitnehmer mit regelm�ßig
gleich verteilten Arbeitsstunden. Zum 1. 1. 2019 trat mit
dem Karenzabzug (karensavdrag) ein neues Modell in
Kraft, das diesem Aspekt Rechnung tragen soll. Der Arbeit-
geber ist nun zwar verpflichtet, bereits ab dem ersten Krank-
heitstag Krankengeld zu zahlen, jedoch abz�glich 20% ei-
nes Durchschnittskrankengeldes. F�r Arbeitgeber mit Ar-
beitnehmern in geregelter Arbeitszeit (f�nf Tage die Woche,
acht Stunden am Tag) d�rfte sich durch die Regelung wenig
bis gar nichts �ndern. Der Arbeitgeberverband der schwedi-
schen Kommunen (Sveriges Kommuner och Landsting) hat
aber bereits darauf hingewiesen, dass die �nderung zu er-
h�hten Kosten f�r diejenigen Arbeitgeber f�hren wird, die
Arbeitnehmer in Schichtarbeit besch�ftigen, wie etwa Kran-
kenschwestern oder Sicherheitspersonal.

Seit Anfang des Jahres sind alle Arbeitgeber in Schweden
verpflichtet, monatlich individuelle Gehaltsmeldungen f�r
jeden Angestellten (arbetsgivardeklaration p� individniv�)
an das Finanzamt zu �bermitteln. Dabei sind das an den Ar-
beitnehmer ausgezahlte Entgelt sowie die abgef�hrten Steu-
ern und Abgaben anzugeben. Ziel dieser Neuregelung ist
eine effektivere Bek�mpfung von Steuerbetrug und Steuer-
hinterziehung.

2. Steuerrecht

Zum 1. 1. 2019 wurde hinsichtlich der Besteuerung von
Chemikalien in bestimmten Elektroger�ten die M�glichkeit
eingef�hrt, sich beim schwedischen Zentralamt f�r Finanz-
wesen (Skatteverket) als sog. „registrierter Abnehmer“ (regi-
strerad mottagare) registrieren zu lassen und dann als sol-
cher monatlich nachtr�glich elektronische Steuererkl�run-
gen abzugeben. Als registrierter Abnehmer kommt in Frage,
wer gewerbsm�ßig aus einem anderen EU-Land steuer-
pflichtige Elektroger�te einf�hrt oder entgegennimmt und
unter Ber�cksichtigung seiner wirtschaftlichen Verh�ltnisse

und auch sonst als registrierter Abnehmer geeignet ist. Diese
Neuregelung wurde eingef�hrt, nachdem die Branche Druck
auf die Regierung ausge�bt hatte, um die bisher teilweise
undurchsichtige Besteuerung der betroffenen Produkte und
insbesondere eine Doppelbesteuerung zu vermeiden.

3. Gesellschaftsrecht

Am 1. 1. 2019 trat das neue Gesetz �ber Gesellschaftsnamen
(Lag (2018:1653) om f�retagsnamn) in Kraft, das das Firma-
gesetz von 1974 ersetzt. Mit dem Gesetz geht insbesondere
eine terminologische Modernisierung einher; es gestaltet
�berdies die Regelungen f�r Firmenbezeichnungen auch
�bersichtlicher und anwenderfreundlicher.

4. Markenrecht

Mit der gleichen Beschlussvorlage wie das neue Gesetz �ber
Gesellschaftsnamen wurde auch das schwedische Marken-
recht modernisiert und das Markengesetz (Varum�rkeslag
(2010:1877)) an die Vorgaben der EU-Markenrichtlinie
(Richtlinie [EU] 2015/2436) angepasst. Eine der wichtigsten
Neuerungen ist die Einf�hrung der M�glichkeit, neue Mar-
kenarten zu registrieren. So k�nnen nun beispielsweise Mar-
ken in Form von Audio- und Multimediadateien sowie be-
wegliche Bilder einfacher registriert werden. Eine weitere
Neuregelung ist die Einf�hrung h�herer Anforderungen an
die Verwendung einer Marke, die im Falle eines Marken-
rechtsstreits darzulegen ist. Schließlich wurde der Marken-
schutz insofern erweitert, als nunmehr auch der reine Transit
von Markenf�lschungen durch Schweden hindurch einen
Markenrechtsverstoß nach schwedischem Recht darstellt,
der entsprechend geahndet werden kann. Bisher war dies nur
der Fall, wenn die F�lschung ins Land eingef�hrt wurde.

5. Insolvenzrecht

Bereits die EU-Insolvenzverordnung von 2015 (Verordnung
[EU] 2015/848) sieht die Einf�hrung von einem oder mehre-
ren Insolvenzregistern in den Mitgliedstaaten vor. Seit dem
1. 6. 2019 gibt es auch in Schweden zwei solche Register. In
diesen beiden Registern werden nicht nur Insolvenzverfah-
ren (konkurs), sondern auch Unternehmensrestrukturierun-
gen (f�retagsrekonstruktion) und Schuldsanierungen von
Privatpersonen (skuldsanering) und von pers�nlich haften-
den Unternehmern (f-skuldsanering) registriert. Zust�ndige
Registerbeh�rde f�r Insolvenzverfahren und Unternehmens-
restrukturierungen ist das schwedische Firmenregisteramt
(Bolagsverket), f�r Schuldensanierungen ist es das Amt f�r
Beitreibung (Kronofogden). Das bisherige konkursregister,
in dem Insolvenzverfahren betreffend Privatpersonen und
Erbmassen verzeichnet sind und das von Bolagsverket ge-
f�hrt wird, soll langsam auslaufen. Die in den neuen Insol-
venzregistern verzeichneten Informationen sollen jedoch
erst ab dem 20. 6. 2021 mit dem europ�ischen e-Justizportal
verbunden werden und dar�ber abrufbar sein.

6. Medienrecht

Am1. 1. 2019 traten trotz heftiger Kritik �nderungen in zwei
der zur schwedischen Verfassung geh�renden vier Grund-
gesetze in Kraft, in der schwedischen Pressefreiheitsverord-
nung (Tryckfrihetsf�rordningen, TF) und dem Meinungs-
freiheitsgrundgesetz (Yttrandefrihetsgrundlagen, YGL). Die
umstrittenen �nderungen betreffen u.a. eine neu eingef�hrte
sog. 14-Tage-Regel zur Verantwortlichkeit von Betreibern
von Internetseiten. Nach der neuen Gesetzeslage kann bei-
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spielsweise die Haftung eines verantwortlichen Herausge-
bers einer Online-Zeitung f�r rechtsverletzende und/oder
menschenverachtende Inhalte ausgeschlossen sein, wenn er
entsprechende Inhalte, die seit mehr als einem Jahr in der Da-
tenbank vorhanden sind, innerhalb von 14 Tagen nach ihrer
Entdeckung l�scht. Dies hat zur Folge, dass Videos, Bilder
oderArtikelmit terroristischemHintergrund oder antisemiti-
schen Inhalten oder durch welche die Intimsph�re von Perso-
nen grob verletzt wird, ab dem Zeitpunkt ihrer Entdeckung
grunds�tzlich f�r 14 Tage �ffentlich zug�nglich bleiben und
w�hrend dieses Zeitraums auch weiter verbreitet werden
k�nnen, ohne dass der Internetseitenbetreiber hierf�r zur
Verantwortung gezogenwerden kann.

7. Schiedsrecht

Mit der Novellierung des 20 Jahre alten Gesetzes �ber
Schiedsverfahren (Lag (1999:116) om skiljef�rfarande) zum
1. 3. 2019 gilt in Schweden nun ein neues, modernes Schieds-
recht. Neben der allgemeinen Anpassung an die modernen
Anforderungen der Wirtschaft sollen die Neuerungen auch
eineEffizienzsteigerung sowie eine erh�hteRechtssicherheit
mit sich bringen, damit Schweden auchweiterhin ein attrakti-
ver Standort f�r internationale Schiedsverfahren bleibt. U.a.
kann derBeschluss des Schiedsgerichts �ber seine eigeneZu-
st�ndigkeit nunmehr innerhalb von 30 Tagen auf Antrag ge-
richtlich �berpr�ft werden, so dass die Zust�ndigkeitsfrage
fr�hzeitig gekl�rt werden kann. Eine weitere Maßnahme zur
Steigerung der Effektivit�t von Schiedsverfahren und zu-
gleich zur Kosteneinsparung auf Seiten der Parteien ist die
neu eingef�hrte M�glichkeit, mehrere Schiedsverfahren zur
gemeinsamen Bearbeitung zusammen zu f�hren, was bei-
spielsweise bei mehreren Schiedsverfahren �ber verschie-
deneVertr�ge zwischen denselbenParteienSinn ergibt.Auch
wurde in Anlehnung an andere Schiedsordnungen festgelegt,
dass das Schiedsgericht einer Vereinbarung der Parteien �ber
dieRechtswahl folgen soll. F�r den Fall, dass eine solcheVer-
einbarung nicht getroffen wurde, kann das Schiedsgericht
entscheiden, welches Recht Anwendung finden soll. Eben-
falls ge�ndert wurden die Angriffsm�glichkeiten gegen ein
Schiedsurteil. Im Falle einer Auftrags�berschreitung durch
das Schiedsgericht war es bisher stets m�glich, das Schieds-
urteil gerichtlich �berpr�fen zu lassen. Nunmehr muss die
angreifende Partei darlegen, dass die �berschreitung des
Auftrags durch das Schiedsgericht voraussichtlich aus-
schlaggebend f�r den Ausgang des Verfahrens war. Zudem
wurde die Frist f�r die Aufhebungsklage von drei auf zwei
Monate verk�rzt. Dadurch bleibt den Parteien weniger Zeit
zur Bewertung des Schiedsurteils, aber erkl�rtes Ziel dieser
Neuregelung ist es, das schwedische Schiedsverfahren durch
die verk�rzte Frist noch konkurrenzf�higer zu machen. Da-
mit das h�chste schwedische Gericht (H�gsta domstolen) ein
Schiedsurteil pr�ft, ist es seit der Neuordnung des Schieds-
rechts nun neben der entsprechenden Zulassung durch das
hovr�tt, das schwedische Gericht zweiter Instanz, zus�tzlich
erforderlich, dass H�gsta domstolen den Fall zur Pr�fung an
sich zieht und �bernimmt (sog. Certiorari [pr�vningstill-
st�nd]), wobei es dann zugleich entscheiden kann, seine Pr�-
fung nur auf gewisse Fragen von pr�judizieller Bedeutung zu
reduzieren.

8. �ffentliches Recht

Schweden bleibt in Sachen Digitalisierung auch im Bereich
der �ffentlichen Verwaltung Vorreiter: Beh�rden sind seit

dem 1. 10. 2018 grunds�tzlich verpflichtet, Mitteilungen
von Unternehmen, zu denen diese gegen�ber der Beh�rde
verpflichtet sind, digital entgegenzunehmen. Dies d�rfte den
Verwaltungsaufwand der Unternehmen wesentlich reduzie-
ren und insbesondere kleineren Unternehmen und Unterneh-
mern zugutekommen.

Zur Vorbereitung auf Schwedens Beitritt zur HNS-(Hazar-
dous and Noxious Substances)-Konvention trat am 1. 1.
2019 das neue Gesetz �ber den internationalen Fonds f�r ge-
f�hrliche und sch�dliche Stoffe (Lag (2018:1854) om den in-
ternationella fonden f�r farliga och skadliga �mnen) in
Kraft. Beginnend mit dem 1. 3. 2020 m�ssen Unternehmen
j�hrlich Angaben dar�ber machen, welche Mengen an be-
stimmten, im Gesetz genauer bezeichneten gef�hrlichen und
sch�dlichen Stoffen sie im vorangegangenen Kalenderjahr
auf dem Seeweg transportiert entgegengenommen haben.
Hintergrund hierf�r ist, eine Berechnungsgrundlage f�r eine
Abgabe an den internationalen Schutzfond der HNS-Kon-
vention zu schaffen. In diesen Fonds m�ssen diejenigen Un-
ternehmen, die auf dem Seeweg Gefahrstoffe transportieren,
Beitr�ge in Abh�ngigkeit von der bef�rderten Menge der
Gefahrstoffe einzahlen. Aus dem von der Chemieindustrie
auf diese Weise finanzierten Fonds sollen im Falle von Un-
gl�cken auf dem Transportweg schnell Gelder zur Verf�-
gung gestellt werden k�nnen.

Produzenten von Verpackungen und Papier im Allgemeinen
sind seit Jahresbeginn 2019 verpflichtet, an das Amt f�r Um-
welt- und Naturschutz (Naturv�rdsverket) zu berichten, wel-
che Mengen an Verpackungen, Zeitungen und �hnlichem sie
f�r den schwedischen Markt produzieren. Zudem wird eine
Anmeldepflicht f�r solche Unternehmen eingef�hrt, die
Verpackungsabfall oder Altpapier einsammeln, ohne dazu
verpflichtet zu sein.

Der Missbrauch von Subventionen der EU, die f�r einen an-
deren als den letztlich genutzten Zweck vorgesehen waren,
steht seit dem 1. 7. 2019 unter Strafe von sechs Monaten bis
hin zu sechs Jahren Gef�ngnis.

Schweden geht weiter konsequent seinen Weg gegen Alko-
hol und Tabak und hat zum 1. 4. 2019 die Alkoholgesetze
ge�ndert. So sind k�nftig alle Produkte, die mit alkoholi-
schen Getr�nken gleichzustellen sind oder sonst als berau-
schendes Mittel eingesetzt werden k�nnen, wie alkoholische
Getr�nke zu behandeln. Die �nderung umfasst neben Rege-
lungen �ber Verkauf, Handel, Werbung und �berwachung
auch die Zust�ndigkeit von Systembolaget, der staatlichen
Monopolgesellschaft f�r den Verkauf alkoholischer Getr�n-
ke, f�r solche Produkte.

Neben Alkohol wird auch Tabak st�rker reguliert. Seit dem
1. 7. 2019 ersetzt das neue Gesetz �ber Tabak und �hnliche
Produkte (Lag (2018:2088) om tobak och liknande produk-
ter) das alte Tabakgesetz sowie das Gesetz �ber E-Zigaret-
ten. Wer in Schweden Tabak oder E-Zigaretten verkaufen
will, ben�tigt nun eine Genehmigung. Zudem wurde das be-
reits bestehende Rauchverbot auf E-Zigaretten ausgeweitet
und gilt nun auch im Außenbereich von Restaurants, im Ein-
gangsbereich von rauchfreien Lokalen und anderen �ffent-
lich zug�nglichen Außenbereichen, außerdem in solchen
Außenbereichen, die absehbar von Nutzern des �ffentlichen
Nahverkehrs betreten werden, sowie in eingez�unten Pl�t-
zen, die zur Sportaus�bung gedacht sind, und auf �ffentlich
zug�nglichen Spielpl�tzen. Zus�tzlich wird f�r den in der
EU verbotenen, in Schweden aber aufgrund der kulturellen
Verankerung noch erlaubten Kautabak (snus) die Mindest-

L�nderreporte 11/2019 RIW 721

 3 / 4



 

722 RIW 11/2019 L�nderreporte

verpackungsgr�ße auf 20 Portionen angehoben. So soll dem
Gelegenheitsnutzer der Anreiz genommen werden, wenn
sich eine große Packung nicht lohnt.

Große �ffentliche Aufmerksamkeit hat j�ngst ein Urteil des
Stockholmer tingsr�tt (erstinstanzliches Gericht) in einem
Prozess eines Rentners gegen das Amt f�r Beitreibung (Kro-
nofogden) erfahren. Der Rentner hatte mit Hilfe des Amtes
erfolgreich Schulden eintreiben lassen. Das Amt f�r Beitrei-
bung kehrte die vereinnahmten Gelder jedoch nicht inner-
halb von zwei Wochen, wie gesetzlich vorgesehen, sondern
erst mit großer zeitlicher Verz�gerung an seinen Auftragge-
ber aus. Dieser verklagte das Amt daraufhin auf Schadenser-
satz f�r diesen Zahlungsverzug und bekam Recht. Da das
Amt in den vergangenen Jahren vielfach Gelder erst mit gro-
ßer Verz�gerung ausgekehrt hat, ist dieser Fall kein Einzel-
fall. Unterst�tzt wurde der Kl�ger vom Zentrum f�r Gerech-
tigkeit (Centrum f�r r�ttvisa), einer Stiftung, die es sich zur
Aufgabe gemacht hat, Privatpersonen gegen�ber dem Staat
zu ihrem Recht zu verhelfen. Die aktuelle Entscheidung
wird aber auch f�r Unternehmer, die die Dienste von Krono-
fogden in Anspruch nehmen oder genommen haben, von Be-
deutung sein.

III. Wirtschaftliche Bewertung und Ausblick

Nach einer wirtschaftlichen Hochphase in den letzten Jahren
erlebte Schweden in diesem Jahr – wie zuletzt erwartet – ei-
nen wirtschaftlichen Abschwung. Vor diesem Hintergrund
stellte sich die Frage, ob die Regierung ihre konservative Fi-
nanzpolitik der letzten Jahre, die stark auf Steuererh�hungen
ausgerichtet war, aufgeben und Investitionen in wirtschafts-
relevanten Bereichen t�tigen und f�rdern w�rde, um hier
eine Trendwende zu beg�nstigen. Der k�rzlich vorgelegte

Haushaltsentwurf f�r 2020 hat dahingehende Erwartungen
jedoch entt�uscht: Zwar hat die Regierung verschiedene Ar-
beitsmarktprogramme initiiert und daf�r 1,67 Mrd. SEK im
neuen Haushaltsentwurf vorgesehen, um Unternehmen An-
reize zur Anstellung neuer Mitarbeiter zu bieten und damit
der erh�hten Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Ferner will
die Regierung u.a. f�r Verbesserungen im Schulwesen und
im Umweltschutz rund 5 Mrd. SEK ausgeben. Insgesamt
h�lt sie sich mit Investitionen aber weiterhin zur�ck, insbe-
sondere in wirtschaftsf�rdernden Bereichen. Wesentliche
positive Effekte auf die wirtschaftliche Entwicklung sind da-
her auch im kommenden Jahr von der schwedischen Haus-
haltspolitik nicht zu erwarten. Mit einer Rezession wird in
Schweden allerdings nicht vor 2021 gerechnet.

Dr. Christina Griebeler, M.I.C.L.
Rechtsanw�ltin und Advokat (Schweden),
Partner der kallan Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH in Frankfurt a.M., die seit November
2016 die T�tigkeit der deutschen Niederlas-
sung der schwedischen Soziet�t Mannheimer
Swartling fortf�hrt. Schwerpunkte ihrer Bera-

tungst�tigkeit bilden neben dem allgemeinen internationalen
Wirtschaftsrecht das Bank- und Finanzrecht sowie das Insol-
venzrecht, insbesondere im deutsch-schwedischen Rechtsver-
kehr.

Philipp Uhl
Studium der Rechtswissenschaften in Frank-
furt a.M.; seit August 2019 ist er bei der
kallan Rechtsanwaltsgesellschaft mbH als
Rechtsreferendar und wissenschaftlicher Mit-
arbeiter t�tig.

Sven H�bel, LL.M. (CEU), Rechtsanwalt/Advokát, Prag

L�nderreport Tschechien
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Die Frage der politischen Neutralit�t der rechtsstaatlichen
Organe ist seit dem letzten L�nderreport stark in die Auf-
merksamkeit der tschechischen �ffentlichkeit ger�ckt. Der
tschechische Premierminister Andrej Babiš ist seit Januar
2018 offiziell Gegenstand strafrechtlicher Ermittlungen we-
gen des Verdachts auf Beihilfenbetrug, wof�r seine Immuni-
t�t als Parlamentsabgeordneter vom Abgeordnetenhaus des
tschechischen Parlaments aufgehoben worden ist. Der neu-
en, seit Juni 2018 nunmehr vierten Justizministerin Marie
Benešová wird von Teilen der �ffentlichkeit vorgeworfen,
sie stehe unter dem pers�nlichen Einfluss von Premierminis-
ter Babiš und sei zur Justizministerin haupts�chlich berufen
worden, um die Strafverfolgung von Babiš zu unterbinden
oder zu behindern. Gegen die Berufung von Benešová fan-
den von Mai bis Juli 2019 deshalb Großdemonstrationen
von bis zu 250000 Demonstranten in Prag und anderen
tschechischen St�dten statt – die gr�ßten Demonstrationen
in Tschechien seit der Samtenen Revolution im Jahre 1989.

Im Gegenzug behaupten der Premierminister und ihm loyale
Politiker und Juristen, die Ermittlungen gegen Babiš seien
„bestellt“ worden, und ziehen aus dieser Richtung die Neu-
tralit�t der Strafverfolgungsorgane in Zweifel.

Das starke Interesse der �ffentlichkeit zeigt jedoch das Be-
wusstsein der B�rger f�r die Wichtigkeit rechtsstaatlicher
Werte, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten in der
Tschechischen Republik durchaus großen Aufschwung ge-
nommen haben. Die Professionalit�t und Effizienz der Ge-
richte und Beh�rden hat sich nicht nur in der Wahrnehmung
der meisten Praktiker verbessert, sondern auch das 5. Justiz-
barometer der Europ�ischen Kommission zeugt von einer
europaweit relativ kurzen Dauer von Zivilverfahren, die im
Durchschnitt sogar mittlerweile etwas schneller erledigt
werden als in Deutschland.

So nachvollziehbar und begr�ßenswert die Emp�rung der
Tschechen �ber die vermuteten rechtsstaatswidrigen Vor-
g�nge auch ist, so sind die rechtspolitischen Entwicklungen
in Tschechien im mitteleurop�ischen Vergleich sicherlich
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